ge 
Geleh - Sammlung 
| für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 10. — 


To 
Inhalt: Geſetz, betreffend die Regelung der in den 88. 2. und 3. des Geſetzes vom 21. Mai 1856. feſt⸗ 
o geftellten Pauſchbeträge der in den Hohenzollernſchen Landen zur Erhebung gelangenden Wirthſchafts⸗ 
abgabe, S. 189. — Geſetz, den Uferbau an der Weſer im Kreiſe Rinteln betreffend, S. 190. — 

Geſetz, betreffend die Ausführung des Reichsimpfgeſetzes, S. 191. 


(Nr. 8277.) Geſetz, betreffend die Regelung der in den $$. 2. und 3. des Geſetzes vom 
21. Mai 1856. feſtgeſtellten Pauſchbeträge der in den Hohenzollernſchen 
Landen zur Erhebung gelangenden Wirthſchaftsabgabe. Vom 27. März 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für die Hohenzollernſchen Lande, unter Znſtimmung beider Häuſer 
des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 


Sl. : 

Für die Zeit vom 1. Januar 1876. ab find die in den SS. 2. und 3. des 
Geſetzes vom 21. Mai 1856., betreffend die anderweite Regelung der Wirthſchafts⸗ 
abgaben für den Schank von Wein und Branntwein und für den Kleinhandel 
mit dieſen Getränken in den Hohenzollernſchen Landen (Geſetz⸗Samml. 1856. 
S. 457), erwähnten Pauſchbeträge in der Weiſe feſtzuſtellen, daß der geringſte 
Satz für die §. 1. Nummer 1. des Geſetzes vom 21. Mai 1856. Brno 
1 zwölf Mark, für die §. 1. Nummer 2. gedachten drei Mark jährlich 

eträgt. i ö 

Die Sätze ſteigen nach dem Gewerbsumfange für die H. 1. Nummer 1. 
des Geſetzes vom 21. Mai 1856. bezeichneten Gewerbe von zwölf zu zwölf Mark, 
für die F. 1. Nummer 2. gedachten von drei zu drei Mark. 

Von Gewerbsſtätten, welche im Laufe des Zeitabſchnitts, für den die Feſt⸗ 
ſetzung leer ift, entſtehen, iſt die Abgabe bis zur nächſten Feſtſetzung nach 
einem Mittelſatze Fi entrichten, welcher für die 90 1. Nummer 1. des Geſetzes 
vom 21. Mai 1856. bezeichneten Gewerbe ſechszig Mark, für die §. 1. Nummer 2. 
gedachten zwölf Mark jährlich beträgt. 

9 


Wo in dem Geſetze vom 21. Mai 1856. auf die durch das Geſetz be⸗ 
ſtimmten Steuerſätze Bezug genommen iſt ($. 11: des Geſetzes vom 21. Mai 
Jahrgang 1875. (Nr. 827782780 26 1856.), 


Ausgegeben zu Berlin den 17. April 1875. 
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1856.), treten die in dieſem Geſetze feſtgeſtellten Beträge an die Stelle der frü⸗ 
heren Steuerſätze. Im Uebrigen finden die Beſtimmungen des Geſetzes vom 
21. Mai 1856. auf die durch dieſes Geſetz neu geregelte Abgabe unverändert 
Anwendung. s 
3 


Unſer Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 27. März 1875. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 8 


Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8278.) Geſetz, den Uferbau an der Weſer im Kreiſe Rinteln betreffend. Vom 3. April 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für den 
Kreis Rinteln, was folgt: N s 

1 


Die Verordnung vom 1. Dezember 1786., den Schlachtbau an der Weſer 
in der 6 Schaumburg betreffend (elr. Sammlung Heſſiſcher Landes⸗ 
ordnungen B. VII. S. 123.), wird dahin modifizirt, daß die Beſitzer von Grund⸗ 
ſtücken in allen denjenigen Gemarkungen, welche zu den ehemaligen Aemtern 
Obernkirchen und Rodenberg gehören, der Regel nach von der Beitragspflicht 
entbunden werden. 

Die übrigen Pflichtigen werden zu dem Uferbau der Weſer mit den ſeit— 
herigen Beträgen herangezogen. 


2. 
Eine volle Weſerſchlachtbauſteuer beträgt fortan 6727 Mark 41 Pf. 
(2242 Thlr. 14 Sgr. 1 Hlr.) und es ſoll der Regel nach in demſelben Jahre 
nicht mehr als dieſe Summe ausgeſchrieben werden. 


ak 

Wenn beſondere Ereigniſſe es unmöglich machen, mit diefer Summe und 
dem Aufkommen aus den Weidenrevieren die vorgekommenen Uferbeſchädigungen 
auszubeſſern und keine Ausſicht dazu vorhanden iſt, mit Hinzurechnung der Ein⸗ 
nahmen des nächſten Jahres das Defizit zu decken, ſo dürfen auch die übrigen 
Gemeinden ꝛc. des Kreiſes Rinteln nach dem herkömmlichen Beitragsfuße bis 
zur ſeitherigen Summe von 3821 Mark 7 Pf. (1273 Thlr. 20 Sgr. 8 Hlr.) 
herangezogen werden. . i 1 


Er 
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i F. 4. 

Die Waſſerbaubehörde ſtellt alljährlich einen Etat auf, legt dieſen 14 Tage 
lang vom Erſcheinen der Bekanntmachung im Kreisblatte an zur Einſicht der 
Betheiligten in ihrem Geſchäftslokale offen und überreicht ihn dann nebſt den 
eingegangenen Erinnerungen und ihrer Aeußerung dem Königlichen Landraths⸗ 
amte, welches ihn 10 8 nhörung der Kreisſtände zur Feſtſtellung an die König⸗ 
liche Regierung einſendet. 8 5 


Das Königliche Landrathsamt vertheilt die Steuern in der ſeitherigen 
Weiſe auf die einzelnen Gemeinden, Korporationen und ſonſtigen Pflichtigen, 
und macht die Vertheilung durch das Kreisblatt bekannt. f 

$. 6. 

Die Erhebung erfolgt durch die Königliche Steuerkaſſe zu Rinteln, welche 
dab ent auch die Auszahlung bewirkt und dafür eine Vergütung von 3 Prozent 
er wirklichen i bezieht. 3 

Die Beiträge der Gemeinden werden, wie feither, won den Gemeinden im 
Ganzen an die Steuerkaſſe zu Rinteln abgeliefert. 


8. 
Die Rechnung wird nach erfolgter Offenlegung vom Landrathsamte ab- 
gehört und deren Reſultat im Kreisblatte veröffentlicht. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 3. April 1875. 


(I. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8279.) Geſetz, betreffend die Ausführung des Reichs-Impfgeſetzes. Vom 12. April 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen Alb Ausführung des Reichs⸗Impfgeſetzes vom 8. April 1874. (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 31.) für den geſammten Umfang der Monarchie, mit Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


$. 1. 
Die Kreiſe, in den Hohenzollernſchen Landen die Amtsverbände, haben 
die Impfbezirke zu bilden, die Impfärzte anzuſtellen, und die Koſten zu tragen, 
(Nr. 82788279.) welche 


„„ 


welche durch die Ausführung des Impfgeſetzes vom 8. April 1874. entſtehen, 
mit Ausnahme jedoch der Koſten für die Herſtellung und Unterhaltung der Impf⸗ 
inftitute ($. 9. des Geſetzes vom 8. April 1874.). 


$. 2. 

Zu den von den Kreiſen und Amtsverbänden zu tragenden Koſten gehören 
die Remuneration der Impfärzte, die Koſten der erforderlichen Büreauarbeiten, 
ſowie die Koſten für den Druck der nöthigen Liſten, Scheine und ena 

Dafür fallen den Kreiſen und Amtsverbänden aber auch die Gebühren 
für die in den Impfterminen ertheilten Beſcheinigungen zu, ſoweit dieſelben a 
F. 11. des Reichs⸗Impfgeſetzes nicht gebührenfrei ind. Alle Impfſcheine ſin 
übrigens ſtempelfrei. ö 

Außerdem iſt von den Gemeinden, in deren Bezirk öffentliche Impftermine 
($. 6. des Geſetzes vom 8. April 1874.) abgehalten werden, hierfür ein Fiel 
Lokal bereit zu ſtellen und dem Impfarzte die dabei erforderliche Sch hülfe 
zu gewähren. f 
F. 3. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch Anwendung auf die bei dem 
Ausbruch einer Pockenepidemie angeordneten Zwangsimpfungen, — F. 18. 
Abſatz 3. des Geſetzes vom 8. April 1874. 


K. 4. 


Die Miniſter der Medizinalangelegenheiten und des Innern ſind mit der 
Ausführung des Geſetzes vom 8. April 1874. im Bereiche der Monarchie und 
mit der Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. April 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck, Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. Achenbach. Friedenthal. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
; (N. v. Decker). 8 


